
Der Ablauf
Am 14. Mai 2006 gegen 4.20 Uhr wurden in Reiskirchen vier Personen
festgenommen, die zuvor auf Gerichtsgelände Badminton gespielt
hatten. Dem voraus gegangen war eine aufwendig inszenierte Über-
wachung durch diverse reguläre, zivile und sogar Spezialeinheiten,
darunter ein Mobiles Einsatzkommando (MEK). Um die gezielte Fest-
nahme zu rechtfertigen, konstruierte die Polizei, dass die Personen
verdächtig gewesen seien, im Altenfeldsweg − in unmittelbarer Nähe
der Wohnung des hessischen Innenministers Bouffier − unpolitische
Tags gesprüht zu haben. Diese Verdächtigungen stellte die Polizei an,
obwohl sie genau wusste, dass die Personen definitiv nicht als Täte-
rInnen in Frage kamen, weil sie kontinuierlich an anderer Stelle obser-
viert wurden ... und zwar auf dem Gelände der Justiz in Gießen.
Lange nachdem die Personen in Gewahrsam in das Polizeipräsidium
Mittelhessen verbracht wurden, telefonierte die Staatsschützerin
Cofsky nach eigener Darstellung mit der Bereitschaftsstaatsanwältin
Fleischer (Staatsanwaltschaft Gießen) und vereinbarte dabei unter an-
derem, dass die Projektwerkstatt in Saasen durchsucht werden solle;
die Anordnung dazu wurde 7.50 Uhr erteilt. Als Grund führte Cofsky
an: „Eine Durchsuchung der ProWe soll im Hinblick darauf durchge-
führt werden, die Ausschnitte der bei den Tatorten im Altenfeldsweg
verwandten Sprühschablone aufzufinden.“ (Akte beim Amtsgericht,
Az. 501 JS 12450/06, Bl. 117 = Vermerk durch KOKin Cofsky). Die
Staatsanwältin beschrieb das Telefonat und den darin geäußerten Ver-
dacht aber erst am 16.05.06, d.h. zwei Tage nach der Hausdurchsu-
chung: „Der Beschuldigte Bergstedt und weitere hier nicht namentlich
bekannte Begleiter sind verdächtig, die CDU-Geschäftsstelle im Spen-
erweg und weitere Objekte mit Farbe besprüht zu haben. Vergleich-
bare Taten soll er ca. eine Woche zuvor zum Nachteil der Kanzlei Bouf-
fier begangen haben.“ (Bl. 118 = Vermerk durch StAin Fleischer). Auf
richterlichen Beschluss müsse verzichtet werden: „Ein Aufschub der
Durchsuchung bis zu einer richterlichen Anordnung war nach
meinem Dafürhalten nicht möglich, weil mit der Vernichtung von Be-
weismitteln durch weitere Mittäter oder zumindest „Gesinnungsgenos-
sen“ akut zu rechnen war.“ (Bl. 118 = Vermerk durch StAin Fleischer).
Unter Punkt 3 des Vermerks hatte die Staatsanwältin die Durchsu-
chung der Person und die Projektwerkstatt Saasen angekreuzt (Bl. 118
= Vermerk durch StAin Fleischer).

Obwohl, wie die Ermittlungsbehörden vorgaben, Gefahr im Verzug
vorgelegen haben soll, dauerte es fast zweieinhalb Studen, bis die Po-
lizei handelte: Erst ab 10.15 Uhr durchsuchte ein Polizei-Kommando
unter Führung des Staatsschutzes die Projektwerkstatt in Reiskirchen-
Saasen, ein politisches Zentrum mit Archiven, Werkstätten und mehr.
Sie zeigten sich überrascht angesichts der Anwesenheit mehrerer Per-
sonen in der Projektwerkstatt. Die BeamtInnen konnten sich, wie
schon bei vergangenen Durchsuchungen, nicht beherrschen und ver-
stießen eindeutig gegen den von der Staatsanwaltschaft in bezug auf
gesuchte Gegenstände immerhin präzise formulierten Auftrag,
Spuren von einer konkreten Schablone zu finden. So beschlag-
nahmten die OrdnungshüterInnen neben zwei Kartons ausschließlich
Flugblätter, Broschüren, einen privaten Kalender und persönliche Un-
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Zusammenfassung
Eine Gruppe RadfahrerInnen wurde festgenommen und in Gewahrsam verbracht. Erst Stunden später durchsuchte die Polizei ohne
richterlichen Durchsuchungsbeschluss und ohne Informierung der HauseigentümerInnen oder Betroffenen die Räume der Projekt-
werkstatt in Saasen. Dabei beging sie zahlreiche Rechtsbrüche. Betroffene legten dagegen Beschwerden vor Gericht ein, die von Ge-
richten abgewiesen oder erst gar nicht angenommen wurden.
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terlagen. Das gab KOK Broers, der zuständige Sachbearbeiter für die
Projektwerkstatt, in einem Bericht zur Durchsuchung auch offen zu:
„Im Wohnhaus wurden durch KHK Mann diverse Schriftlichkeiten auf-
gefunden und sichergestellt. Hierbei handelt es sich um Aufrufe
gegen das Genversuchsfeld der Giessener Uni und einen entspre-
chenden Aufruf und einer Ortsbeschreibung zu einer „Feldbefreiung“.
Weiterhin wurde ein sogenannter „Direct Action Kalender 2006“ ge-
funden. Bei einer Sichtung wurden div. schriftliche Eintragungen fest-
gestellt. Daneben wurden handgeschriebene Zettel aufgefunden, die
sich mit der bevorstehenden Inhaftierung des Jörg Bergstedt in der
JVA Gießen beschäftigen.“(Bl. 123 = Vermerk KOK Broers) All diese Si-
cherstellungen erfolgten ohne Rechtsgrundlage. Dass es der Polizei
auch gar nicht darum ging, Beweismittel zu finden, bestätigte fol-
gender AugenzeugInnenbericht:

Zum Beweis der folgender Tatsache stelle ich Beweisantrag:
Die Gießener Justizbehörden, unter anderem und insbesondere das Amtsgericht, haben mehrfach rechtswidrig
Durchsuchungsanordnungen für Wohnungen erteilt oder rechtswidrige Durchsuchungen ohne Anordnung im
Nachhinein zu legalisieren versucht. Die Polizei hat gegenüber den handelnden RichterInnen in mehreren Fällen
hinsichtlich vorliegender Gründe für Durchsuchungen gelogen, die RichterInnen haben ihrerseits auf jegliche
Überprüfungen der Angaben der Polizei verzichtet. Das verstößt gegen das Grundgesetz, unter anderem dem
Art. 13: „Die Wohnung ist unverletzlich“ und „Durchsuchungen dürfen nur durch den Richter, bei Gefahr im Ver-
zuge auch durch die in den Gesetzen vorgesehenen anderen Organe angeordnet und nur in der dort vorge-
schriebenen Form durchgeführt werden.“

Begründung
Dreimal wurden inzwischen Hausdurchsuchungen in der Projektwerkstatt durchgeführt, ohne dass eine Durchsuchungsanordnung vorlag. Im er-
sten Fall hat Amtsrichterin Kaufmann die Anordnung im Nachhinein zu erteilen versucht, diese dann nochmals korrigiert, bis das Verfahren nicht
mehr zu retten war. In allen anderen Fällen haben alle weiteren Beteiligten die illegalen Durchsuchungen gedeckt. Hausdurchsuchungen ohne
Begründung, ohne das Einhalten der formalen Voraussetzungen wie ZeugInnen, Information der WohnungsinhaberInnen usw. sowie ohne Durch-
suchungsanordnung oder Gefahr im Verzuge sind aber ein Verstoß gegen die Verfassung. Gleiches gilt für die Anordnung von DNA-Entnahmen
durch RichterInnen, bei denen den Betroffenen keine Gelegenheit zur Stellungnahme gegeben wurde − dieses ist aber im Grundgesetz im Art.
103 vorgeschrieben. Die vielfachen Grundrechtsverstöße der Gießener Justizstellen und ihrer Hilfsbehörde Polizei lösen den Fall des § 147 der
Hessischen Verfassung aus: „Widerstand gegen verfassungswidrig ausgeübte öffentliche Gewalt ist jedermanns Recht und Pflicht.“ Dieser Be-
weisantrag ist für den laufenden Prozess von Bedeutung, weil es hier um Widerstandshandlungen gegen verfassungswidrige Handlungen von Ju-
stizbehörden geht. Die Taten sind daher keine Straftaten − jenseits der Frage, welche Personen sie ausgeführt haben. Als konkrete Beispiele
werden die Hausdurchsuchung am 14.5.2006 und am 10.3.2003, zudem die Anordnungen von DNA-Entnahmen in mehreren Fällen benannt.



Rechtliche Schritte und Folgen
Ein Betroffener legte vor dem Amtsgericht Gießen Beschwerde gegen
die Hausdurchsuchung ein, welche den Antrag auf Feststellung der
Rechtswidrigkeit jedoch abwies (Beschluss vom 06.06.06).

Das Landgericht verzögerte in der Folge die beantragte Akteneinsicht
offenbar mit dem Ziel, die gesamten Umstände der aberwitzigen Poli-
zei-Manöver zu vertuschen (ausführlich in Kap. 2). Erst Mitte August
2006 wurde einem Verteidiger die Einsicht der umfangreichen Akten
ermöglicht. Allerdings entschied das Landgericht schon nach we-
nigen Tagen, ohne dass der Beschwerdeführer hätte Stellung nehmen
können. Es erklärte per Beschluss die Rechtmäßigkeit der Durchsu-
chung. Sowohl der Betroffene, als auch der eingeschaltete Anwalt
hatten daraufhin Wiedereinsetzung in den vorigen Stand beantragt.
Eine andere Person legte im Namen des Fördervereins, dem das
durchsuchte Anliegen gehört, vor dem Verwaltungsgericht Wider-
spruch gegen die Durchsuchung ein. Dabei griff der Betroffene die
zahlreichen Verstöße der Maßnahme umfassend an.
Aus der Widerspruchs-Begründung:

Zunächst schrieb die Polizei an das Verwaltungsgericht die Bitte, das
Verfahren nicht stattfinden zu lassen. Daraufhin fällt das Gericht gar
keinen Beschluss, sondern fragte den klagenden Verein lapidar an,
wie die Nichtbefassung erfolgen solle. Eine Klärung, ob die Auffas-
sung der Polizei richtig sei, schien von der agierenden Kammer gar
nicht als seine Aufgabe betrachtet zu werden. Die gerichtliche Über-
prüfung von Polizei-Maßnahmen erschöpfte sich in der Ausführung
einer Anweisung der Polizei, die Überprüfung nicht zu machen. Für
den Betroffenen entstand deutlich der Eindruck, dass der Rechtsweg
ausgeschlossen war. Das Verwaltungsgericht entschied mit Beschluss
vom 24. August 2006, dass die Klage an das Amtsgericht verwiesen
werden solle. In diesem Schrieb schaffte es das Verwaltungsgericht
auch noch, das Amtsgericht als „unabhängig“ zu bezeichnen − was
nach den vorherigen Geschehnissen und Erfahrungen als weltfremd
gelten durfte.

Rechtliche Bewertung
Die hier beschriebene Durchsuchung war ein rechtswidriger Eingriff
in die Grundrechte der betroffenen Personen. Diese Bewertung ergab
sich nicht nur an den schon benannten Formfehlern, sondern vor
allem aufgrund der Tatsache, dass bereits kein Anfangsverdacht
vorlag und dies den Ermittlungsbehörden auch vollständig bewusst
war. Keine einzige der festgenommen Personen wurde in der Tatnacht
im Altenfeldsweg gesehen, wo die Graffiti-Tags angebracht wurden.
Noch mehr: Die Betroffenen wurden aufwendig überwacht; insbeson-
dere in den von der Polizei angeführten Tatzeiträumen wurden sie an



ganz anderen Orten von Streifenwagen-Besatzungen beobachtet:
„Als wir in Höhe der Personen waren, bemerkten wir, dass sich unter
den Dreien augenscheinlich auch der BERGSTEDT befand. Ich mel-
dete umgehend über Funk an die Einsatzzentrale, dass sich offen-
sichtlich der BERGSTEDT zusammen mit zwei weiteren Personen an
der Gutfleischstraße befinde und in Richtung Ringallee unterwegs sei.
Dies war gegen 02:47 Uhr“ (501 JS 12450/06, Bl. 23 d.A., PK Laun-
hardt). Genau drei Minuten zuvor stellten PolizeibeamtInnen die Graf-
fitis im Altenfeldsweg fest, der mindestens zehn Minuten vom Gericht
entfernt lag (501 JS 12450/06, Bl. 15 d.A., POK Schust). All diese zeitli-
chen Feststellungen, die eindeutig die Unschuld der Betroffenen bele-
gen, wurden in der besagten Nacht sofort an die Einsatzzentrale über-
mittelt, d.h. auf höchster Ebene waren die hier beschriebenen Tatsa-

chen bekannt. Die auf falschen Verdächtigungen aufbauenden an-
schließende Durchsuchung der Projektwerkstatt verletzte damit ohne
Zweifel den Art. 13, 1 GG („Die Wohnung ist unverletzlich.“). Da die Vor-
gänge aktenkundig sind, handelten sowohl Amts- als auch Landge-
richt Gießen grundgesetzwidrig, als sie die Durchsuchung bestätig-
ten. Dass das Amtsgericht die Akteneinsicht lange Zeit verhinderte
und sogar ohne diese die Beschwerde ablehnte, legt den Verdacht
nahe, dass es darum ging, die Ereignisse zu vertuschen und ihre
Überprüfung zu verhindern. Da also auch die Überprüfungsinstanzen
der polizeilichen Handlungen das Grundgesetz mit Füßen traten, ist
Widerstand nur noch so vorstellbar, wie es der §147 der hessischen
Verfassung beschreibt.

ê  Mehr zum Fall: www.knast-aktionen.de.vu

Weitere Fallbeispiele
zum Bruch von individuellen Grundrechten

Hausdurchsuchung vom 10. Januar 2003
Aufgrund einer hohen Dichte an kreativen Aktionen in Mittelhessen,
vor allem anlässlich von Wahlen, rastete die Polizei im Januar 2003
aus. Als Ersatz für Fahndungserfolge entstand eine wild um sich schla-
gende Repression ohne Rechtsgrundlage. Am 9. Januar 2003 eska-
lierte der Staatsschutz Gießen die Lage: Zwei Projektwerkstättler
wurden auf dem Weg zur kritischen Begleitung einer Wahlveranstal-
tung von Roland Koch in Grünberg, vom Staatsschutz festgenommen,
begleitet von Tätlichkeiten und der Drohung, dass ihnen die Vorfüh-
rung vor den Haftrichter drohe (sie wurden allerdings, weil bereits die
Staatsanwaltschaft nicht mitspielen will, einen Tag später wieder frei
gelassen). Während ihres Aufenthalts im Polizeigewahrsam wurde die
Projektwerkstatt in Saasen am gleichen Tag gegen 13 Uhr von Staats-
schutz und weiteren Polizeieinheiten „überfallen“. Ohne Durchsu-
chungsbeschluss wurden einfach sämtliche Rechner samt Monitoren,

Mäusen, Tastaturen und Kabeln beschlagnahmt. Die eingesetzten Be-
amtInnen gaben sogar gegenüber ZeugInnen zu, dass es ihnen
darum ging, die Handlungsfähigkeit der sie nervenden Polit-Aktivi-
stInnen umfassend zu zerstören.
Per Anwalt griffen die Betroffenen die verzweifelte Polizei-Aktion an.
Ein vom Amtsgericht nachträglich erstellter Durchsuchungsbeschluss
konnte die peinliche Niederlage für den Staatschutz nicht mehr ab-
wenden: Mit Beschluss vom 26. Februar 2003 erklärte das Landge-
richt Gießen die Durchsuchung für rechtswidrig. Das Vorgehen von
Polizei und Amtsgericht wurde in ein kritisches Licht gerückt. Der Be-
schluss des Landgerichts stellt eine Ausnahme im Filz der Gießener
Repressionsorgane dar. Er belegt aber die Grundrechtsverletzungen
durch Polizei und Amtsgericht.

ê  Mehr zum Fall: www.projektwerkstatt.de/9_1_03.



Hausdurchsuchung am 4. Dezember 2003
Gleich mehrere Rechtswidrigkeiten zeichnen die Hausdurchsuchung
einen Tag nach umfangreichen Farbattacken auf das Amtsgericht und
die Staatsanwaltschaft aus − so als müssten die beiden Justiz-
behörden gleich beweisen, dass die Attacken auf sie erstens in der
Sache gerechtfertigt waren und zum zweiten auch vom Recht gedeckt
sind, denn die Rechtsbrüche des 4.12.2003 bedeuteten gleich zwei
Verfassungsbrüche. Zum einen war die Hausdurchsuchung von der
Polizei mit einer Lüge beantragt worden. Der Staatsschutzmitarbeiter
behauptete in seinem Antrag nämlich, auf dem Überwachungs-Video
sei eine Person beim Sprühen von Parolen auf die Wand des Amtsge-
richtes zu sehen. Das stimmte aber gar nicht − wie üblich aber zeich-
nete die Richterin Kaufmann den Durchsuchungsbefehl ohne jegliche
Überprüfung der Polizeiangaben ab. Zum anderen wurden vor Ort
auch klar gekennzeichnete Redaktionsräume durchsucht. Dafür hätte
aber ein gesonderter Durchsuchungsbefehl vorliegen müssen. Bei
der Durchsuchung war neben der Polizei auch der Staatsanwalt
Vaupel persönlich anwesend, ohne gegen die Verfassungsverstöße
einzuschreiten.

ê  Mehr zum Fall im Kap. 9.

Hausdurchsuchung am 25. Dezember 2005
Am Heiligabend kam es erneut zu Farbattacken und anderen Beschä-
digungen der Justizgebäude in Gießen. Nach den typischen willkürli-
chen Verhaftungen von AktivistInnen aus dem Umfeld der Projekt-
werkstatt wurde erneut das Haus durchsucht. Zwischen Polizei und
BewohnerInnen wurde der Umfang der Durchsuchung ausgehandelt,
so dass dafür die Zustimmung der WohnungsinhaberInnen vorlag.
Die vor Ort durchsuchende Polizei hielt sich an diese Abmachung
aber nicht. Für die darüber hinausgehenden Durchsuchungen und
Beschlagnahmen aber lag damit keinerlei Rechtsgrundlage mehr vor.

ê  Mehr zum Fall: www.projektwerkstatt.de/antirepression/prozesse/
farbgericht12_05/haupt.html.

Gentest ohne rechtliches Gehör

Ein Aktivist staunte nicht schlecht, als er Anfang 2004 von der Polizei
Gießen zu einem DNA-Test geladen wurde aufgrund des Verdachts,
Sachbeschädigungen am Justizkomplex in Gießen verübt zu haben.
Zunächst wurde die Entnahme der DNA auch aufgrund von Protest
zweimal abgesagt. Bei der zweiten Vorladung wurde immerhin ein
richterlicher Beschluss mitgeschickt. Amtsrichterin Kaufmann hatte
schon am 25. Januar 2004 den DNA-Test durchgewinkt − allerdings
ohne Anhörung des Betroffenen. Ganz selbstverständlich wurde hier
das Grundrecht auf rechtliches Gehör vor einer richterlichen Entschei-
dung missachtet und damit ausgedrückt, dass rechtliche Einwen-
dungen des Betroffenen von vornherein keine Rolle spielten (was aller-
dings auch in anderen Fällen, wo rechtliches Gehör gewährt wird, oft
nicht anders ist). Dazu kam die absurde Logik, die allerdings in puncto
Gentest gängige Rechtsprechung darstellt: Durch die Beschwerde sei
nachträglich das Gehör nachgeholt und der Verstoß des Gerichtes da-
durch geheilt.
Gegen diesen Beschluss legte der Betroffene über seinen Rechtsan-
walt Beschwerde ein. Daraufhin bestätigte das Landgericht die Ent-
scheidung der ersten Instanz, ohne sich überhaupt mit der An-

hörungsrüge zu beschäftigen. Die aufgrund all dessen eingelegte Ver-
fassungsbeschwerde wurde vom Bundesverfassungsgericht nicht an-
genommen, weil kein Eingriff in die Grundrechte erkennbar sei. Der
Polizei war das alles ohnehin egal: Sie setzte das einmal gewonnene
DNA-Material auch noch zur Überprüfung von Kleidungsstücken ein,
die gar nicht von den richterlichen Beschlüssen erfasst waren.
Trotz des deutlichen Widerstandes setzten Polizei und Amtsrichterin
Kaufmann diese Praxis bisher ungebrochen fort. Im Mai 2006 erging
gegen drei politische AktivistInnen wieder ein Beschluss, ihre DNA
abzugeben − wie üblich ohne Anhörung und mit der Bestätigung
durch das Landgericht.

ê  Mehr zu den Fällen: www.projektwerkstatt.de/antirepression/
dna_vorladung.html und
www.projektwerkstatt.de/weggesperrt/dna310506.html.

Beweismittel
ê  Heranziehung der Verfahrensakten zum 14.5.2006 (Az. 501 Js 12450/06 und 501 UJs 46175/06)
ê  Heranziehung der Verfahrensakten zum 10.3.2003 (Az. 501 Js 881/03)
ê  Vernehmung von Staatsanwalt Vaupel, Amtsrichterin Kaufmann und Ex-Staatsschutzchef Puff zu den Durchsuchungen und ihren Zielen

Gießen, den ....................................................................     Jörg Bergstedt, Angeklagter: ...............................................................


